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Erster Teil 

Einführung 

Erster Teil: Einführung 
Der Anspruch auf Schadensersatz zählt zum Kern der Rechtsordnung. Scha-
den und Ausgleich, Verletzung und Vorbeugung, Unrecht und Wiedergutma-
chung sind zentrale Kategorien jeder rechtsstaatlichen Ordnung, die den Aus-
gleich von Schäden durch den Verursacher als Gebot der Gerechtigkeit an-
sieht.1 Die folgende Arbeit widmet sich diesem Anspruch aus der Perspektive 
des Privatrechts der Europäischen Union. Sie wurde geschrieben vor der 
Ausgangslage einer horizontalen und vertikalen Zersplitterung des Unions-
privatrechts, insbesondere der Regeln zu seiner Durchsetzung, die bisher 
nicht durch allgemeine Grundsätze des Schadensersatzes auf europäischer 
Ebene überwunden wird (zur Ausgangslage § 1 I → S. 2). Gleichzeitig bietet 
sich mit der richterrechtlichen Konturierung europäischer Standards für die 
Rechtsdurchsetzung durch den Effektivitätsgrundsatz und der zunehmenden 
sekundärrechtlichen Angleichung von Schadensersatznormen ein Anlass für 
eine übergreifende unionsprivatrechtliche Untersuchung (zum Anlass § 1 II 
→ S. 16). Vor diesem Hintergrund verfolgt die Arbeit mit einer unionsrechts-
immanenten Untersuchung des Schadensersatzes (zum Ansatz § 2 III → 
S. 92) das Ziel, den Bestand des Unionsrechts zu ordnen, die Vorgaben des 
Unionsprivatrechts für die Regelung der Rechtsfolge Schadensersatz in den 
Mitgliedstaaten zu beschreiben, die rechtsdogmatischen Folgen der Indienst-
nahme des Schadensersatzanspruchs als Instrument zur dezentralen Durchset-

                                                                    
1 Vgl. Aristoteles Nikomachische Ethik 1131a ff.; ferner die Nachweise in den Schluss-

anträgen der Generalanwältin Trstenjak vom 5.7.2012, Rs. C-300/10, ECLI:EU:C:2012:
414 Rn. 1 – Almeida: „Der Gedanke der Wiedergutmachung entspringt dem Streben nach 
Gerechtigkeit, wie es bereits in der Philosophie der griechischen Antike als Ideal begriffen 
wurde. So findet sich etwa bei Platon die Überlegung einer über das Strafrecht hinauswei-
senden Wiedergutmachung aller zugefügten Schäden.“ Ausführlich zum Begriff der aus-
gleichenden Gerechtigkeit bei Aristoteles Jansen Die Struktur des Haftungsrechts (2003) 
S. 77 ff.; Canaris Die Bedeutung der iustitia distributiva im deutschen Vertragsrecht 
(1997) S. 30 f.; Wendehorst Anspruch und Ausgleich (1999) S. 15; zur Einordnung speziell 
der Gefährdungshaftung auch Honsell FS Mayer-Maly (2002) 287, 301; zur Zuordnung des 
Unionsprivatrechts zur iustitia commutativa oder iustitia distributiva Steindorff ZHR 162 
(1998) 290, 308: „Verstärken des Verbraucherschutzes im neugefaßten Art. 129a EGV 
könnte bedeuten, daß Kartell- und Zivilrecht vermehrt der iustitia distributiva dienstbar zu 
machen sind, zum Schaden des Privatrechts, mindestens des Vertragsrechts und der Wett-
bewerbsordnung.“ 



2 § 1 Ausgangslage und Anlass der Untersuchung  

zung des Unionsprivatrechts durch Private auszuloten und die Bemühungen 
um Kohärenz der Unionsrechtsordnung auf dem Gebiet des Schadensersatzes 
zu stärken (zu den Zielen § 2 I → S. 87). Zu diesem Zweck wurden drei Ein-
wirkungsformen des Unionsprivatrechts (dazu § 3 I 1 → S. 106), fünf Sach-
materien (dazu § 3 I 2 → S. 113) und zehn Sachfragen ausgewählt (dazu § 3 I 
3 → S. 114, um sich dem Begriff des Schadensersatzes im Unionsprivatrecht 
(dazu § 3 II → S. 120) anzunähern und zu ausgewählten Sachfragen übergrei-
fende Ergebnisse zu formulieren (zusammenfassend § 9 → S. 497).  

§ 1 Ausgangslage und Anlass der Untersuchung 
§ 1 Ausgangslage und Anlass der Untersuchung 
I. Ausgangslage: Die Zersplitterung des Unionsprivatrechts 

Mehr als ein halbes Jahrhundert nach ihren Anfängen hat die Gesetzgebung 
der Europäischen Union heute im Privatrecht eine beachtliche Breite und 
Tiefe erreicht.2 Mindestens 60 Prozent der auf dem Gebiet des Wirtschafts-
rechts verabschiedeten Gesetze sollen sich inzwischen direkt oder indirekt auf 
in Brüssel und Straßburg getroffene Entscheidungen zurückführen lassen.3 
Vom Internethandel bis zur Bankenregulierung, von der Gleichbehandlung 
der Geschlechter bis zum Schutz des Wettbewerbs vor Verfälschungen – 
zahlreiche der Gegenwartsprobleme des Privatrechts lassen sich nicht mehr 
ohne Blick in das europäische Amtsblatt erörtern. 

Allerdings unterscheidet sich die Rechtsordnung der Union4 in ihrer Struk-
tur grundlegend von den nationalen Rechtsordnungen.5 Während in den Mit-
                                                                    

2 Siehe nur Basedow AcP 210 (2010) 157, 166: „Zahl der [ausschließlich privatrechtli-
chen] Rechtsakte dürfte zurzeit bei ungefähr 90 liegen“. Als erste privatrechtliche Richtli-
nien werden häufig die Produkthaftungsrichtlinie 85/374 und die Haustürwiderrufsrichtlinie 
85/577 (ab 13.6.2014 aufgegangen in der Richtlinie 2011/83 über die Rechte der Verbrau-
cher) genannt, siehe Magnus ZEuP 1998, 602, 607; Jansen in: Basedow/Hopt/Zimmermann 
(Hrsg.) Handwörterbuch des Europäischen Privatrechts I (2009) 548, 550; ders. in: Base-
dow/Hopt/Zimmermann (Hrsg.) The Max Planck Encyclopedia of European Private Law I 
(2012) 637, 638. Im Sonderprivatrecht (Wettbewerbs-, Gesellschafts- und Arbeitsrecht) 
finden sich erste europäische Regeln bereits seit den fünfziger und sechziger Jahren, siehe 
Art. 85 Abs. 2 EWG-Vertrag, Art. 7 der Ersten Gesellschaftsrechtsrichtlinie 68/151 oder 
Art. 3–6 der Gleichbehandlungsrichtlinie 76/207, dazu Basedow in: Basedow/Hopt/
Zimmermann (Hrsg.) Handwörterbuch des Europäischen Privatrechts I (2009) 680, 681. 

3 Regelmäßig kursieren Zahlen von 60–80 % der wirtschaftsrelevanten Gesetzgebung, 
die durch die EU beeinflusst seien, näher Hoppe EuZW 2009, 168, 169; Rösler EJLR 11 
(2009) 305, 311 f.  

4 Zu ihrer Eigenständigkeit grundlegend EuGH 15.7.1964, Rs. 6/64, Slg 1964, 1141, 
1269 – Costa/E.N.E.L.; siehe auch bereits EuGH 6.4.1962, Rs. 13/61, Slg. 1962, 91, 110 – 
Bosch: innerstaatliches Recht und Recht der Gemeinschaft „zwei selbständige, voneinan-
der verschiedene Rechtsordnungen“. Zum Verständnis von Unionsrecht und nationalem 
Recht als einheitliche Rechtsordnung oder als unterschiedliche Rechtsordnungen zusam-
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gliedstaaten durch die Kodifikationen wie das Bürgerliche Gesetzbuch, die 
Nebengesetze oder zumindest das Richterrecht (general common law)6 eine 
weitgehend vollständige Regelung durch denselben Hoheitsträger erreicht 
wird, ist die europäische Gesetzgebung infolge der Bindung ihrer Kompeten-
zen an einzelne Politikfelder (z. B. Binnenmarktintegration) zwangsläufig 
fragmentarisch und unvollständig.7 Im Unterschied zu den gewachsenen nati-
onalen Rechtsordnungen fehlt es auf europäischer Ebene insbesondere an 
einem Konzept übergreifender Ordnung und systematischer Gesetzgebung.8 
Stattdessen findet sich als Folge der Bindung der Gesetzgebungskompetenzen 
der Union an konkrete Politikfelder (z. B. Binnenmarktintegration, Verbrau-
cherschutz, Datenschutz, Kampf gegen Diskriminierung)9 eine sektorbezoge-

                                                                    
menfassend Kruis Der Anwendungsvorrang des EU-Rechts in Theorie und Praxis (2013) 
S. 5 ff. Mit der Aussage zur Eigenständigkeit des Unionsrechts soll hier keine Aussage zu 
seinem Geltungsgrund getroffen werden, insbesondere nicht die Bedeutung des nationalen 
Rechtsanwendungsbefehls negiert werden. 

5 Zum Ideal der traditionellen Kodifikationen Zimmermann ERCL 8 (2012) 367, 372: 
„This ideal of completeness has three dimensions: codification should not contain gaps; it 
should replace the general law prevailing before its enactment and thus constitute the new 
‘epicentre’ of the system of sources of law.“ Zu den Konsequenzen der Europäisierung für 
die Zivilrechtsdogmatik Podszun Wirtschaftsordnung durch Zivilgerichte (2014) S. 275 f.: 
Zusammenwachsen von Öffentlichem Recht und Privatrecht, geringere systematische 
Kohärenz des Unionsprivatrechts, Neigung zum Informationsmodell, aber (279): „Syste-
matik des Zivilrechts [bleibt] trotz der europäischen Impulse vom nationalen Gesetzgeber 
determiniert […], solange dieser die Umsetzungsprärogative hat“, „bestenfalls kleinere 
Akzentverschiebungen“. 

6 Auch in den USA, wo mit Erie v. Tompkins, 304 U.S. 64, 78 (1938) die Aufgabe des 
Konzepts eines general Federal common law assoziiert wird, steht für die Durchsetzung 
bundesrechtlich gewährleisteter Rechte (z. B. aus dem Kartellrecht, dem Immaterialgüter-
recht oder dem Antidiskriminierungsrecht) ein specialized Federal common law zur Verfü-
gung, das z. T. das Recht des Bundesstaates vollständig verdrängen kann („field pre-
emption“), dazu Friendly N.Y.U.L.Rev. 39 (1964) 383, 405, 421 f. 

7 Basedow AcP 210 (2010) 157, 166 f.: „Ein System des Unionsprivatrechts muss da-
her von den […] Gesetzgebungsgrundlagen im Vertrag ausgehen […]. Das sich aus einem 
solchen Ansatz ergebende System würde sich grundlegend von traditionellen Konzepten 
unterscheiden, etwa von der Dreiteilung des französischen Code Civil oder der Einteilung 
des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches nach dem Pandektensystem“; Podszun Wirt-
schaftsordnung durch Zivilgerichte (2014) S. 278: „lässt das europäisch initiierte Privat-
recht die Kohärenz eines dogmatisch durchdrungenen, systematisch vereinheitlichten 
Zugriffs (noch) vermissen“; Wilman Private enforcement of EU law before national courts 
(2015) Rn. 10.39. Es ist bezeichnend, dass das Unionsrecht den Begriff der „kodifizierten 
Fassung“ für die bloße Rechtskonsolidierung einer Richtlinie verwendet, siehe etwa die 
„kodifizierte Fassung“ der Softwarerichtlinie 2009/24. 

8 Zu diesem Befund im Haftungs- und Schadensrecht Koziol/Schulze in: Koziol/
Schulze (Hrsg.) Tort Law of the European Community (2008) Rn. 23/6 ff. 

9 Basedow AcP 210 (2010) 157, 164, 167; vgl. auch Micklitz GPR 2009, 254, 255: 
„Regulierungsprivatrecht“. 


